UN-Gesandte: Israel betreibt architektonische “Judaisierung”

13. Februar 2012 – כ״א בשבט תשע״ב
Israel betreibt im Westjordanland und in Ostjerusalem eine “Politik der Judaisierung”. Diesen Vorwurf äußerte Raquel Rolnik, UN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf angemessene Unterkunft, am Sonntag…

“Von Galiläa und dem Negev bis Ostjerusalem und dem Westjordanland fördern die israelischen Behörden ein territoriales Entwicklungsmodell, das Minderheiten ausschließt, diskriminiert und verdrängt”, sagte Rolnik zum Abschluss eines zweiwöchigen Besuches in Israel und im Westjordanland. “Es beeinträchtigt vor allem palästinensische Gemeinden.” Während ihres Aufenthaltes hatte sie Vertreter aus Israel und der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) sowie von internationalen Behörden und örtlichen NGOs getroffen. Dies berichtet die palästinensische Nachrichtenagentur “Ma´an” unter Berufung auf eine Mitteilung der UN-Gesandten.

Sie sei Zeugin davon gewesen, welche Auswirkungen die israelische Politik in Ostjerusalem habe, fügte Rolnik hinzu. Diese “schränkt die Palästinenser ernstlich ein, wenn sie legal bauen wollen”. Israel habe nicht die notwendigen Bedingungen geschaffen, um die grundlegenden Bedürfnisse der Palästinenser beim Hausbau zu erfüllen.

Zur Politik im Westjordanland sagte die UN-Sonderberichterstatterin, die “palästinensische Präsenz wurde stufenweise eingeschränkt – parallel zu einer unverhältnismäßigen Unterstützung für die Ausweitung jüdischer Gemeinden”. Beduinische Ortschaften im Negev und jüdische Siedlungen im Westjordanland und in palästinensischen Vierteln seien “die neuen Grenzen der Enteignung der traditionellen Bewohner und die Umsetzung einer Strategie der Judaisierung und der Kontrolle eines Gebietes”.

Ein detaillierter Bericht aller Befunde von Rolniks Mission soll 2013 dem UN-Menschenrechtsrat vorgelegt werden.

Von: E. Hausen
HRW: Israel wird Diskriminierung der Palästinenser vorgeworfen

21. Dezember 2010 – י״ד בטבת תשע״א
Die Menschenrechtsorganisation “Human Rights Watch” (HRW) hat Israel systematische Diskriminierung der palästinensischen Bevölkerung im Westjordanland und in Ostjerusalem vorgeworfen. In einem am Sonntag veröffentlichten Bericht heißt es, die Palästinenser würden in den von Israel kontrollierten Gebieten von der Strom- und Wasserversorgung sowie von der Schulbildung abgeschnitten. Israelische Siedlungen in der Nähe profitierten hingegen von staatlicher Unterstützung. Die Organisation forderte zudem die USA auf, ihre Finanzhilfen für Israel zu kürzen…

NEW YORK (D. Nowak, inn) – Der 166-seitige Bericht trägt den Titel “Abgegrenzt und ungleich: Israels diskriminierende Behandlung der Palästinenser in den besetzten palästinensischen Gebieten“. HRW veröffentlichte dazu auf ihrer Internetseite eine Pressemitteilung. Darin heißt es, der Bericht wirft der israelischen Regierung in Ostjerusalem und in den von Israel kontrollierten Gebieten im Westjordanland eine Zweiklassenbehandlung vor. Es seien diskriminierende Praktiken aufgedeckt worden, für die es keine Rechtfertigung durch sicherheitsrelevante Gründe gebe.

“Die Palästinenser stehen einer systematischen Diskriminierung gegenüber, lediglich aufgrund ihrer Rasse, Volkszugehörigkeit und ihres nationalen Ursprungs, ihnen werden Elektrizität, Wasser, Schulen und der Zugang zu Straßen vorenthalten, während jüdische Siedler in der Nähe sich an all diesen vom Staat zur Verfügung gestellten Unterstützungen erfreuen”, kritisiert HRW-Vertreterin Carroll Bogert. Während israelische Siedlungen blühten, lebten Palästinenser unter israelischer Kontrolle in einer “Zeitschleife” – “nicht nur abgegrenzt, nicht nur ungleich, sondern manchmal werden sie sogar von ihrem Land und aus ihren Häusern vertrieben”.

In der Mitteilung wird außerdem kritisiert, dass einige Straßen nur von Siedlern befahren werden dürfen. Indem Israel dies mit Sicherheitsbedenken begründe, reagiere es oftmals so, als stellten alle Palästinenser ein Sicherheitsrisiko dar.

In ihrem Bericht ruft die Menschenrechtsorganisation zudem die US-Regierung dazu auf, ihre finanzielle Unterstützung für Israel zu kürzen, da der jüdische Staat den Siedlungsbau fortsetze. Die jährlichen Finanzhilfen aus den USA belaufen sich laut HRW auf 2,75 Milliarden Dollar. Einer Studie aus dem Jahr 2003 zufolge fördert Israels Regierung den Siedlungsbau jährlich mit 1,4 Milliarden Dollar. HRW empfiehlt nun der US-Regierung, ihre Finanzhilfen für Israel um diesen Betrag zu kürzen.

